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Satzung der Burgersolar Heilsbronn eG

1.
Firma, Sitz, Zweck und Gegenstand des Unternehmens

§1

Firma und Sitz

1. Die Firma der Genossenschaft lautet

Biirgersolar Heilsbronn eG

2. Die Genossenschaft hat ihren Sitz in Heilsbronn

§2

Zweck und Gegenstand

1. Zweck der Genossenschaft ist die Forderung des Erwerbs und der Wirtschaft der Mitglieder durch ge-
meinschaftlichen Geschéftsbetrieb. Die Genossenschaft darf auch mit Nichtmitgliedern Geschifte be-

treiben.

2. Gegenstand des Unternehmens ist:
a) die Errichtung und Unterhaltung von Anlagen zur Erzeugung regenerativer Energien, insbeson-
dere Photovoltaikanlagen,
b)  der Absatz der gewonnenen Energie in Form von Strom und/oder Warme
c) die Unterstiitzung und Beratung in Fragen der regenerativen Energiegewinnung einschliefSlich
einer Information von Mitgliedern und Dritten, sowie einer Offentlichkeitsarbeit

d)  gemeinsamer Einkauf von Anlagen zur Erzeugung regenerativer Energien fiir Mitglieder und

Dritte
Il
Mitgliedschaft
§3
Erwerb der Mitgliedschaft
1. Die Mitgliedschaft sollte durch eine von dem Beitretenden zu unterzeichnende formgerechte Beitritts-

erklarung und Zulassung durch den Vorstand erworben werden. Zugelassen werden sollen nur Mit-
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glieder, die ihren Sitz oder Wohnsitz in der Stadt Heilsbronn haben. Uber Ausnahmen entscheidet der

Vorstand.

2. Das Mitglied ist unverziiglich in die Mitgliederliste (§14e) einzutragen und hiervon unverziiglich zu

unterrichten.

§4
Beendigung der Mitgliedschaft

Die Mitgliedschaft endet nur zum Schluss eines Geschéftsjahres durch Kiindigung (§ 5) oder Tod (§ 6)
oder Aufldsung einer juristischen Person oder einer Personengesellschaft (§ 7) oder Ausschluss (§ 8)

oder Ubertragung des gesamten Geschiftsguthabens (§ 28).

§5
Kundigung

Jedes Mitglied kann seine Mitgliedschaft zum Schluss eines Geschéftsjahres unter Einhaltung einer

Frist von einem Jahr schriftlich kiindigen. Bis zum 31.12.2013 ist eine Kiindigung ausgeschlossen.

Soweit ein Mitglied mit mehreren Geschiftsanteilen beteiligt ist, ohne hierzu durch Satzung oder eine
Vereinbarung mit der Genossenschaft verpflichtet zu sein, kann es schriftlich einen oder mehrere Ge-
schéftsanteile seiner zusétzlichen Beteiligung zum Schluss eines Geschéftsjahres unter Einhaltung ei-
ner Frist von einem Jahr kiindigen, wobei diese Kiindigungsfrist unter folgenden Umstdnden wie folgt

verkiirzt werden kann:

Beschliefit der Vorstand jeweils nach Aufstellung des Jahresabschlusses fiir das Geschiftsjahr des Jah-
resabschlusses, dass dem Mitglied ein oder mehrere Geschéftsanteile zuriickgezahlt werden kdnnen,
so hat das Mitglied das Recht, diese Geschéftsanteile ohne Einhaltung einer Kiindigungsfrist schrift-
lich zum Schluss des laufenden Geschéftsjahres zu kiindigen. Das Mitglied tibertragt dem Vorstand
das Recht, diese Kiindigung mittels Beschluss auch fiir das Mitglied auszuiiben. Die Unterzeichnung
des Protokolls dieses Vorstandsbeschlusses ersetzt die Schriftform und mit Unterzeichnung des Proto-
kolls des Vorstandsbeschlusses gilt die von den Bevollméchtigten ausgeiibte Kiindigung als der Ge-

nossenschaft zugegangen.

Ist eine Kiindigung vom Mitglied nicht gewollt, so kann das Mitglied die Vollmacht bis zur Wirksam-

keit des Kiindigungsbeschlusses widerrufen.
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§6

Ausscheiden durch Tod

Mit dem Tod scheidet ein Mitglied aus; seine Mitgliedschaft geht auf den oder die Erben iiber. Die
Mitgliedschaft des oder der Erben endet mit dem Schluss des Geschéftsjahres, in dem der Erbfall ein-
getreten ist. Sie wird von dem Erben fortgesetzt, wenn der Erbe die zum Erwerb der Mitgliedschaft er-

forderlichen Voraussetzungen ( § 3 Absatz 1) erfiillt.

§7

Auflosung einer juristischen Person oder einer Personengesellschaft

Wird eine juristische Person des privaten oder 6ffentlichen Rechtes oder eine Personenhandelsgesell-
schaft aufgeldst oder erlischt sie, so endet die Mitgliedschaft mit dem Schluss des Geschéftsjahres, in

dem die Auflosung oder das Erloschen wirksam geworden ist.

§8

Ausschluss

1. Ein Mitglied kann aus der Genossenschaft zum Schluss eines Geschiftsjahres ausgeschlossen werden
wenn:

a) es trotz schriftlicher Aufforderung unter Androhung des Ausschlusses des satzungsmaBigen
oder sonstigen der Genossenschaft gegeniiber bestehenden Verpflichtungen nicht nachkommt,
insbesondere wenn wegen Nichterfiillung einer Verbindlichkeit gerichtliche MaBnahmen not-
wendig sind,

b) sein dauernder Aufenthaltsort unbekannt ist,

c) es ein eigenes, mit der Genossenschaft in Wettbewerb stehendes Unternehmen betreibt oder sich
an einem solchen beteiligt oder wenn ein mit der Genossenschaft in Wettbewerb stehendes Un-
ternehmen sich an dem Unternehmen des Mitgliedes beteiligt;

d) sich sein Verhalten mit den Belangen der Genossenschaft nicht vereinbaren lésst.

2. Fiir den Ausschluss ist der Vorstand zustandig. Mitglieder des Vorstands oder des Aufsichtsrats kon-

nen jedoch nur durch Beschluss der Generalversammlung ausgeschlossen werden.

3. Vor der Beschlussfassung ist dem AuszuschlieBenden Gelegenheit zu geben, sich zu dem beabsichtig-
ten Ausschluss zu dullern. Hierbei sind ihm die wesentlichen Tatsachen, auf denen der Ausschluss be-

ruhen soll, sowie der satzungsméBige Ausschliefungsgrund mitzuteilen.
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4.

Der Beschluss, durch den das Mitglied ausgeschlossen wird, hat die Tatsachen, auf denen der Aus-
schluss beruht, sowie den satzungsméBigen AusschlieBungsgrund anzugeben. Der Beschluss ist dem
Ausgeschlossenen von dem Vorstand unverziiglich durch eingeschriebenen Brief mitzuteilen. Von der
Absendung des Briefes an kann das Mitglied nicht mehr an der Generalversammlung teilnehmen und

nicht Mitglied des Vorstands oder des Aufsichtsrats sein.

Der Ausgeschlossene kann, wenn nicht die Generalversammlung den Ausschluss beschlossen hat, in-
nerhalb eines Monats seit der Absendung des Briefes Beschwerde beim Aufsichtsrat einlegen. Die Be-
schwerdeentscheidung des Aufsichtsrats ist genossenschaftsintern endgiiltig. Es bleibt dem Ausge-
schlossenen unbenommen, gegen den Ausschluss den ordentlichen Rechtsweg zu beschreiten. Der or-
dentliche Rechtsweg ist jedoch ausgeschlossen, wenn das Mitglied von der Beschwerdemoglichkeit

keinen Gebrauch gemacht hat.

§9

Auseinandersetzung nach dem Ausscheiden

Fiir die Auseinandersetzung zwischen dem ausgeschiedenen Mitglied und der Genossenschaft ist der
festgestellte Jahresabschluss maBigebend; Verlustvortrage sind je nach Beschluss der Generalver-
sammlung nach dem Verhéltnis der {ibernommenen oder der satzungsgemaf3 zu iibernehmenden Ge-

schéftsanteile zu beriicksichtigen.

Dem ausgeschiedenen Mitglied ist das Auseinandersetzungsguthaben - vorbehaltlich der Regelungen
in Absatz 3 - binnen 6 Monaten nach dem Ausscheiden auszuzahlen. Dariiber hinaus hat es auf die
Riicklagen und das sonstige Vermogen der Genossenschaft keinen Anspruch. Die Genossenschaft ist
berechtigt, bei der Auseinandersetzung die ihr gegen das ausgeschiedene Mitglied zustehenden falli-
gen Forderungen gegen das Auseinandersetzungsguthaben aufzurechnen. Der Genossenschaft haftet
das Auseinandersetzungsguthaben des Mitglieds fiir einen etwaigen Ausfall, insbesondere in Insol-

venzverfahren des Mitglieds als Pfand.

Soweit durch die Auszahlung des Auseinandersetzungsguthabens das satzungsgeméfe Mindestkapital
der Genossenschaft (§ 28) unterschritten wiirde, ist der Anspruch auf Auszahlung ganz oder teilweise
ausgesetzt, bis die Auszahlung ohne Unterschreitung des Mindestkapitals wieder mdglich ist. Von ei-
ner Aussetzung betroffene Anspriiche aus Vorjahren werden, auch im Verhiltnis zueinander, mit Vor-

rang bedient.
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§10
Rechte der Mitglieder

Jedes Mitglied hat das Recht, nach Mafigabe des Genossenschaftsgesetzes und der Satzung, die Leis-

tungen der Genossenschaft in Anspruch zu nehmen und an der Gestaltung der Genossenschaft mitzu-

wirken. Es hat insbesondere das Recht,

a)

b)

c)

d)

die Einrichtungen und Dienstleistungen der Genossenschaft nach Maflgabe der dafiir getroffe-
nen Bestimmungen und Vertriage zu nutzen,

an der Generalversammlung und an ihren Beratungen, Abstimmungen und Wahlen teilzuneh-
men und dort Auskiinfte iiber Angelegenheiten der Genossenschaft zu verlangen;

Antrége fiir die Tagesordnung der Generalversammlung einzureichen oder bei Antrigen auf Be-
rufung auBerordentlicher Generalversammlungen mitzuwirken; zu solchen Antrdgen bedarf es
der Unterschrift mindestens des zehnten Teils der Mitglieder (§ 22 Abs. 2 und Abs. 4),

nach Mallgabe der einschlidgigen Bestimmungen und Beschliisse am Jahresgewinn und an sons-
tigen Ausschiittungen teilzunehmen,

rechtzeitig vor Feststellung des Jahresabschlusses durch die Generalversammlung auf seine
Kosten eine Abschrift des Jahresabschlusses, gegebenenfalls des Lageberichts und des Berichts
des Aufsichtsrats zu verlangen,

die Niederschrift iiber die Generalversammlung, das zusammengefasste Priifungsergebnis und

die Mitgliederliste einzusehen.

§ 11
Pflichten der Mitglieder

Jedes Mitglied hat die Pflicht, das Interesse der Genossenschaft zu wahren.

Es hat insbesondere

a)

b)

c)

d)

den Bestimmungen des Genossenschaftsgesetzes, der Satzung und den Beschliissen der Gene-
ralversammlung nachzukommen,

Geschiftsanteile nach MaBigabe des § 28 zu iibernehmen und die Einzahlung auf den Geschafts-
anteil und auf weitere Geschiftsanteile gem. § 28 zu leisten,

die vom Vorstand und Aufsichtsrat in gemeinsamer Sitzung festgesetzten Beitrdge fiir Leistun-
gen, die die Genossenschaft den Mitgliedern erbringt, zu zahlen, wobei diese einen Betrag von
EUR 10,-- p. a. fiir jedes Mitglied nicht iibersteigen diirfen,

die geltenden Allgemeinen Geschifts-, Lieferungs- und Zahlungsbedingungen, sowie die Bedin-
gungen fiir die Nutzung der Einrichtungen der Genossenschaft und die diesbeziiglichen Festset-

zungen von Vorstand und Aufsichtsrat einzuhalten,
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e) Angebotsunterlagen, Preise und Konditionen, Rundschreiben und sonstige Informationen der
Genossenschaft gegeniiber Auflenstehenden vertraulich zu behandeln,
) der Genossenschaft jede Anderung seiner Anschrift, die Anderung der Rechtsform sowie der

Inhaber und Beteiligungsverhéltnisse unverziiglich mitzuteilen.

lil.
Organe der Genossenschaft

§12
Die Organe der Genossenschaft sind:

A. Der Vorstand
B. Der Aufsichtsrat

C.  Die Generalversammlung

A.
Der Vorstand

§13
Leitung und Vertretung der Genossenschaft

1. Der Vorstand leitet die Genossenschaft in eigener Verantwortung. Er fiihrt die Geschifte der Genos-
senschaft gemaBl den Vorschriften der Gesetze, insbesondere des Genossenschaftsgesetzes, der Sat-

zung und der Geschéftsordnung fiir den Vorstand.

2. Der Vorstand vertritt die Genossenschaft gerichtlich und auB3ergerichtlich. Dabei kdnnen zwei Vor-

standsmitglieder rechtsverbindlich fiir die Genossenschaft zeichnen und Erklarungen abgeben (gesetz-

liche Vertretung).
§14
Aufgaben und Pflichten des Vorstands
1. Die Vorstandsmitglieder haben bei ihrer Geschéftsfiihrung die Sorgfalt eines ordentlichen und gewis-

senhaften Geschiftsleiters einer Genossenschaft anzuwenden. Uber vertrauliche Angaben und Ge-
heimnisse, namentlich Betriebs- oder Geschéiftsgeheimnisse, die ihnen durch die Tatigkeit im Vor-

stand bekannt geworden sind, haben sie Stillschweigen zu bewahren.
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2.

Der Vorstand ist insbesondere verpflichtet,

a)

b)

2

die Geschifte der Genossenschaft entsprechend genossenschaftlicher Zielsetzung zu fiihren und
sicherzustellen, dass Lieferungen und Leistungen ordnungsgemaf erbracht und die Mitglieder
sachgemél betreut werden, sowie 6ffentlich-rechtliche Auflagen und Vertrige eingehalten wer-
den,
eine Geschéftsordnung im Einvernehmen mit dem Aufsichtsrat aufzustellen, die der Beschluss-
fassung durch die Generalversammlung bedarf,
die fiir einen ordnungsgemifBen Geschéftsbetrieb notwendigen personellen, sachlichen und or-
ganisatorischen Maflnahmen rechtzeitig zu planen und durchzufiihren,
fiir ein ordnungsmafiges, der Rechnungslegung sowie Planung und Steuerung dienliches Rech-
nungswesen zu sorgen und dabei die Grundsétze ordnungsgeméBer Buchfithrung zu beachten,
iiber die Zulassung des Mitgliedschaftserwerbs und iiber die Beteiligung mit weiteren Ge-
schiftsanteilen zu entscheiden sowie die Mitgliederliste nach Mallgabe des Genossenschaftsge-
setzes zu fiihren,

den Aufsichtsrat regelmaBig, auf Verlangen oder bei wichtigem Anlass unverziiglich, iber
die geschéftliche Entwicklung der Genossenschaft, die Einhaltung der genossenschaftlichen
Grundsitze und die Unternehmensplanung, insbesondere iiber den Investitions- und Kreditbe-
darf, zu unterrichten,
dem gesetzlichen Priifungsverband Einberufung, Termin, Tagesordnung und Antrége fiir die
Generalversammlung rechtzeitig anzuzeigen und dessen Beanstandungen zur Geschiftsfithrung

zu beriicksichtigen.

§ 15
Zusammensetzung und Dienstverhaltnis

Der ehrenamtliche Vorstand besteht aus mindestens zwei Mitgliedern. Er wird von der Generalver-

sammlung fiir maximal 3 Jahre gewihlt. Der Vorsitzende des Vorstandes wird vom Aufsichtsrat ge-

wahlt.

Der Aufsichtsrat schlie3t bei Bedarf namens der Genossenschaft die Dienstvertrige mit den Vor-

standsmitgliedern ab. Die Dienstvertrage werden vom Aufsichtsratsvorsitzenden namens der Genos-

senschaft unterzeichnet.

Fiir die Kiindigung des Dienstverhéltnisses eines Vorstandsmitglieds ist der Aufsichtsrat, vertreten

durch seinen Vorsitzenden, zustindig. Die Beendigung des Dienstverhéltnisses hat die Authebung der

Organstellung zur Folge.
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4.

Der Aufsichtsrat kann jederzeit ein Vorstandsmitglied seines Amtes entheben. Er entscheidet iiber Re-
gressmaflinahmen gegen im Amt befindliche Vorstandsmitglieder und ausgeschiedene Vorstandsmit-

glieder.

Die Vorstandsmitglieder diirfen ihr Amt vor Ablauf der Amtsdauer nur nach rechtzeitiger Ankiindi-
gung und nicht zur Unzeit niederlegen, so dass ein Vertreter bestellt werden kann; es sei denn, dass ein

wichtiger Grund fiir die Amtsniederlegung gegeben ist.

§ 16
Willensbildung

Die Entscheidungen des Vorstands bediirfen grundsétzlich der Beschlussfassung. Vorstandssitzungen
sind nach Bedarf, in der Regel aber monatlich, einzuberufen. Naheres regelt die Geschéftsordnung fiir

den Vorstand.

Der Vorstand ist beschlussfahig, wenn mehr als die Hilfte seiner Mitglieder mitwirkt. Er fasst seine
Beschliisse mit Mehrheit der giiltig abgegebenen Stimmen. Bei Stimmengleichheit gilt ein Antrag als
abgelehnt. Bei Beschlussfassungen iiber die Aufstellung oder Anderung der Geschiftsordnung ist Ein-

stimmigkeit erforderlich.

Beschliisse sind zu Beweiszwecken ordnungsgemail zu protokollieren. Die Protokolle sind fortlaufend
zu nummerieren. Sie sind von den an der Beratung mitwirkenden Vorstandsmitgliedern zu unterzeich-

nen.

Wird iiber Angelegenheiten der Genossenschaft beraten, die die Interessen eines Vorstandsmitglieds,
seines Ehegatten, seiner Eltern, Kinder, Geschwister oder einer von ihm kraft Gesetzes oder Voll-
macht vertretenen Person beriihren, so darf das betreffende Vorstandsmitglied an der Beratung und

Abstimmung nicht teilnehmen. Das Vorstandsmitglied ist jedoch vor der Beschlussfassung zu horen.

B.
Der Aufsichtsrat

§17
Aufgaben und Pflichten des Aufsichtsrats

Der Aufsichtsrat hat die Geschaftsfithrung des Vorstands zu liberwachen und sich zu diesem Zweck
tiber die Angelegenheiten der Genossenschaft zu unterrichten. Er kann jederzeit Berichterstattung von
dem Vorstand verlangen und selbst oder durch einzelne von ihm zu bestimmende Mitglieder die Bii-

cher und Schriften der Genossenschaft einsehen, die Bestinde des Anlage- und Umlaufvermdgens so-
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wie die Schuldposten und sonstige Haftungsverhiltnisse priifen. Auch ein einzelnes Mitglied des Auf-

sichtsrates kann Auskiinfte jedoch nur an den Aufsichtsrat verlangen.

2. Der Aufsichtsrat kann zur Erfiillung seiner gesetzlichen und satzungsméBigen Pflichten aus seiner
Mitte Ausschiisse bilden und sich der Hilfe von Sachverstindigen, insbesondere des zustidndigen Prii-
fungsverbandes, auf Kosten der Genossenschaft bedienen. Soweit der Aufsichtsrat Ausschiisse bildet,
bestimmt er, ob diese beratende oder entscheidende Befugnis haben; auflerdem bestimmt er die Zahl
der Ausschussmitglieder. Ein Ausschuss mit Entscheidungsbefugnis muss mindestens aus drei Perso-
nen bestehen. Ein Ausschuss ist beschlussfahig, wenn mehr als die Hélfte der Mitglieder anwesend ist.

Fiir die Beschlussfassung gilt ergdnzend § 25.

3. Der Aufsichtsrat hat an der Besprechung des voraussichtlichen Ergebnisses der gesetzlichen Priifung
(Schlussbesprechung) teilzunehmen und sich in der nachsten Generalversammlung iiber das Ergebnis
dieser Priifung zu erkléren. Ebenso hat er dort zu Jahresabschluss und Anhang sowie seine eigenen
Priifungen Stellung zu nehmen. Die Aufsichtsratmitglieder haben den Inhalt des Priifungsberichtes zur

Kenntnis zu nehmen.

4, Einzelheiten iiber die Erfiillung der dem Aufsichtsrat obliegenden Pflichten regelt die Geschéiftsord-
nung des Aufsichtsrats. Sie ist vom Aufsichtsrat nach Anhorung des Vorstands aufzustellen und jedem

Mitglied gegen Empfangsbescheinigung auszuhindigen.

5. Die Mitglieder des Aufsichtsrats diirfen keine nach dem Geschiftsergebnis bemessene Vergiitung
(Tantieme) beziehen. Auslagen konnen ersetzt werden. Eine Pauschalerstattung dieser Auslagen be-
schlieBen Vorstand und Aufsichtsrat. Dariiber hinausgehende Vergiitungen bediirfen der Beschlussfas-

sung der Generalversammlung.

§ 18
Zusammensetzung und Wahl des Aufsichtsrats

1. Der Aufsichtsrat besteht aus mindestens drei Mitgliedern, die von der Generalversammlung gewéhlt

werden.

2. Bei der Wahl der Mitglieder des Aufsichtsrats muss jeder Wahlberechtigte die Moglichkeit haben,

iiber jeden einzelnen Kandidaten abzustimmen. Fiir die Wahl gilt im iibrigen § 25 Abs. 2 bis 5.

3. Das Amt eines Aufsichtsratsmitglieds beginnt mit dem Schluss der Generalversammlung, die die
Wahl vorgenommen hat, und endet mit dem Schluss des darauf folgenden dritten Geschéftsjahres.

Wiederwabhl ist zuldssig.
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4.

Das Amt eines Aufsichtsratsmitgliedes endet vorzeitig, wenn es darauf beruht, dass das Aufsichtsrats-
mitglied zur Vertretung einer juristischen Person oder Personengesellschaft berufen ist, die Mitglied

der Genossenschaft ist, wenn diese Vertretungsbefugnis endet.

Scheiden Mitglieder im Laufe ihrer Amtszeit aus, so besteht der Aufsichtsrat bis zur néchsten ordentli-
chen Generalversammlung, in der die Ersatzwahlen vorgenommen werden, nur aus den verbleibenden
Mitgliedern. Friihere Ersatzwahlen durch eine auBlerordentliche Generalversammlung sind nur dann

erforderlich, wenn die Zahl der Aufsichtsratsmitglieder unter die gesetzliche Mindestzahl von drei her-

absinkt. Ersatzwahlen erfolgen fiir den Rest der Amtsdauer ausgeschiedener Aufsichtsratsmitglieder.

§19
Konstituierung, Beschlussfassung

Der Aufsichtsrat wahlt aus seiner Mitte einen Vorsitzenden sowie einen Stellvertreter.

Der Aufsichtsrat ist beschlussfahig, wenn mehr als die Hélfte seiner Mitglieder anwesend ist. Er fasst
seine Beschliisse mit Mehrheit der giiltig abgegebenen Stimmen. Stimmenthaltungen und ungiiltige
Stimmen werden nicht mitgerechnet. Bei Stimmengleichheit gilt ein Antrag als abgelehnt; bei Wahlen

entscheidet in diesem Fall das Los. § 25 gilt sinngemé0.

Eine Beschlussfassung ist in dringenden Fillen auch ohne Einberufung einer Sitzung im Wege schrift-
licher, fernschriftlicher oder telegrafischer Abstimmung oder durch Telekopie zuléssig, wenn der Vor-
sitzende des Aufsichtsrats oder sein Stellvertreter eine solche Beschlussfassung veranlasst und kein

Mitglied des Aufsichtsrats diesem Verfahren widerspricht.

Sitzungen des Aufsichtsrats werden durch seinen Vorsitzenden, im Verhinderungsfall durch dessen
Stellvertreter, unter Mitteilung der Tagesordnung einberufen. Sie sollen mindestens dreimal jahrlich
stattfinden. Sie sind einzuberufen, wenn es der Vorstand oder mindestens die Hélfte der Aufsichtsrats-
mitglieder schriftlich unter Angabe des Zwecks und der Griinde verlangt. Wird diesem Verlangen
nicht entsprochen, so konnen die Antragsteller unter Mitteilung des Sachverhalts selbst den Aufsichts-

rat einberufen.

Die Beschliisse des Aufsichtsrats sind zu Beweiszwecken ordnungsgemil zu protokollieren. Die Pro-
tokolle sind fortlaufend zu nummerieren. Sie sind von mindestens zwei Sitzungsteilnehmern zu unter-

zeichnen und mit den sonstigen Unterlagen bei der Genossenschaft aufzubewahren.

Wird tiber die Angelegenheiten der Genossenschaft beraten, die die Interessen eines Aufsichtsratsmit-
glieds, seines Ehegatten, seiner Eltern, Kinder, Geschwister oder einer von ihm kraft Gesetzes oder

Vollmacht vertretenen Person beriihren, so darf das betreffende Aufsichtsratsmitglied an der Beratung
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und Abstimmung nicht teilnehmen. Das Aufsichtsratsmitglied ist jedoch vor der Beschlussfassung zu

horen.

7. Die Mitglieder des Vorstands sind berechtigt, an den Sitzungen des Aufsichtsrats teilzunehmen, wenn
nicht durch besonderen Beschluss des Aufsichtsrats die Teilnahme ausgeschlossen wird. In den Sit-
zungen des Aufsichtsrats hat der Vorstand die erforderlichen Auskiinfte iiber geschiftliche Angelegen-
heiten zu erteilen. Bei der Beschlussfassung des Aufsichtsrats haben die Mitglieder des Vorstands kein

Stimmrecht.

8. In der Geschéftsordnung von Vorstand und Aufsichtsrat kann festgelegt werden, dass der Vorstand fiir

bestimmte Geschifte die Zustimmung des Aufsichtsrates einholen muss.

C.
Die Generalversammlung

§ 20
Ausiibung der Mitgliedsrechte

1. Die Mitglieder iiben ihre Rechte in den Angelegenheiten der Genossenschaft in der Generalversamm-

lung aus.
2. Jedes Mitglied hat eine Stimme.

3. Juristische Personen iiben ihr Stimmrecht durch den gesetzlichen Vertreter, Personengesellschaften

durch ihre zur Vertretung erméichtigten Gesellschafter aus.

4, Mitglieder, deren gesetzliche Vertreter oder zur Vertretung erméchtigte Gesellschafter konnen sich
durch Bevollmichtigte vertreten lassen. Mehrere Erben eines verstorbenen Mitglieds (§ 6) konnen das
Stimmrecht nur durch einen gemeinschaftlichen Bevollméchtigten ausiiben; gleiches gilt fiir Gesell-
schaften biirgerlichen Rechts. Ein Bevollméachtigter kann nicht mehr als zwei Mitglieder vertreten. Be-
vollmachtigte konnen nur Mitglieder der Genossenschaft, Ehegatten, Eltern, Kinder oder Geschwister
eines Mitgliedes sein oder miissen zum Vollmachtgeber in einem Gesellschafts- oder Anstellungsver-
héltnis stehen. Personen, an die die Mitteilung iiber den Ausschluss abgesandt ist (§ 8 Abs. 5), kdnnen

nicht bevollméichtigt werden.

5. Stimmberechtigte gesetzliche bzw. erméchtigte Vertreter oder Bevollméchtigte miissen ihre Vertre-

tungsbefugnis schriftlich nachweisen.

7. Niemand kann fiir sich oder einen anderen das Stimmrecht ausiiben, wenn dariiber Beschluss gefasst

wird, ob er oder das vertretene Mitglied zu entlasten oder von einer Verbindlichkeit zu befreien ist,
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oder ob die Genossenschaft gegen ihn oder das vertretene Mitglied einen Anspruch geltend machen

soll. Er ist jedoch vor der Beschlussfassung zu horen.

§ 21
Frist und Tagungsort

1. Die ordentliche Generalversammlung hat innerhalb der ersten 6 Monate nach Ablauf des Geschifts-

jahres stattzufinden.
2. AuBerordentliche Generalversammlungen kénnen nach Bedarf einberufen werden.

3. Die Generalversammlung findet am Sitz der Genossenschaft statt, sofern nicht Vorstand und Auf-

sichtsrat einen anderen Tagungsort festlegen.

§ 22
Einberufung und Tagesordnung

1. Die Generalversammlung wird durch den Vorstand, vertreten durch dessen Vorsitzenden, einberufen.
Der Aufsichtsrat ist zur Einberufung berechtigt und verpflichtet, wenn hierfiir ein gesetzlicher oder
satzungsméaBiger Grund vorliegt oder wenn dies im Interesse der Genossenschaft erforderlich ist, na-

mentlich auf Verlangen des Priifungsverbandes.

2. Die Mitglieder der Genossenschaft konnen in Textform unter Angabe des Zweckes und der Griinde
die Einberufung einer aullerordentlichen Generalversammlung verlangen. Hierzu bedarf es der Unter-

schriften von mindestens einem Zehntel der Mitglieder.

3. Die Generalversammlung wird durch unmittelbare Benachrichtigung sdmtlicher Mitglieder oder durch
Bekanntmachung in dem in § 35 vorgesehenen Blatt einberufen unter Einhaltung einer Frist von min-
destens 14 Tagen, die zwischen dem Tage des Zugangs (Abs. 6) bzw. der Veroffentlichung der Einbe-
rufung und dem Tage der Generalversammlung liegen muss. Bereits bei der Einberufung sollen die

Gegensténde der Beschlussfassung bekannt gegeben werden.

4. Die Tagesordnung wird von demjenigen festgesetzt, der die Generalversammlung einberuft. Mitglie-
der der Genossenschaft konnen in Textform unter Angabe der Griinde verlangen, dass Gegenstinde
zur Beschlussfassung in der Generalversammlung angekiindigt werden; hierzu bedarf es der Unter-

schriften von mindestens einem Zehntel der Mitglieder.

5. Uber Gegenstinde, deren Verhandlung nicht so rechtzeitig angekiindigt ist, dass mindestens 7 Tage

zwischen dem Zugang der Ankiindigung (Abs. 6) und dem Tage der Generalversammlung liegen, kon-
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nen Beschliisse nicht gefasst werden; hiervon sind jedoch Beschliisse {iber den Ablauf der Versamm-
lung sowie liber Antrige auf Berufung einer aullerordentlichen Generalversammlung ausgenommen.

Zu Antrdgen und Verhandlungen ohne Beschlussfassung bedarf es keiner Ankiindigung.

6. In den Fillen der Absétze 3 und 5 gelten die Mitteilungen als zugegangen, wenn sie zwei Werktage

vor Beginn der Frist zur Post gegeben worden sind.

§ 23
Versammlungsleitung, Prifungsverband

1. Den Vorsitz in der Generalversammlung fiihrt der Vorsitzende des Aufsichtsrats oder sein Stellvertre-
ter (Versammlungsleiter). Durch Beschluss der Generalversammlung kann der Vorsitz einem anderen
Mitglied der Genossenschaft, einem bevollméchtigten Vertreter eines Mitgliedsunternehmens oder ei-
nem Vertreter des gesetzlichen Priifungsverbandes iibertragen werden. Der Versammlungsleiter er-

nennt einen Schriftfithrer und erforderlichenfalls Stimmzahler.

2. Vertreter des Priifungsverbandes und der genossenschaftlichen Spitzenverbiande sind berechtigt, an je-
der Generalversammlung teilzunehmen und jederzeit das Wort zu ergreifen. Soweit das Gesetz die
Einholung einer Stellungnahme oder eines Gutachtens des Verbandes vorschreibt, ist diese rechtzeitig

vom Vorstand der Genossenschaft zu beantragen und den Mitgliedern auf Wunsch in Kopie auszu-

handigen.
§24
Gegenstande der Beschlussfassung
1. Die Beschliisse der Generalversammlung bediirfen der einfachen Mehrheit der giiltig abgegebenen

Stimmen, soweit nicht das Gesetz oder die Satzung eine grolere Mehrheit vorschreibt.

2. Die Generalversammlung beschlieft iiber die im Genossenschaftsgesetz und in dieser Satzung be-

zeichneten Angelegenheiten, insbesondere iiber

a) Anderung der Satzung mit dreiviertel Mehrheit,

b)  Umfang der Bekanntgabe des Priifungsberichts des Priifungsverbandes,

c) Feststellung des Jahresabschlusses, Verwendung des Jahresiiberschusses oder Deckung des Jah-
resfehlbetrages,

d)  Entlastung des Vorstands und des Aufsichtsrats, wobei fiir jedes Organ gesondert abzustimmen
ist;

e) Wahl der Mitglieder des Vorstandes.
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1) Wahl der Mitglieder des Aufsichtsrats sowie Festsetzung der Vergiitung an den Aufsichtsrat im
Sinne von § 17 Abs. 5,

g)  Widerruf der Bestellung von Mitgliedern des Aufsichtsrats mit dreiviertel Mehrheit,

h)  Ausschluss von Vorstands- und Aufsichtsratsmitgliedern aus der Genossenschaft mit dreiviertel
Mehrheit,

1) Verfolgung von Regressanspriichen gegen im Amt befindliche Aufsichtsratsmitglieder wegen
ihrer Organstellung mit dreiviertel Mehrheit,

1) Festsetzung der Beschriankung der Kreditgewéhrung (insbesondere Warenkredite) gem. § 49 des
Genossenschaftsgesetzes,

k)  Austritt aus genossenschaftlichen Verbianden, Zentralen und Vereinigungen,

1) Verschmelzung der Genossenschaft oder Anderung der Rechtsform mit dreiviertel Mehrheit,

m)  Aufnahme, Ausgliederung oder Aufgabe eines Geschiftsbereichs, der den Kernbereich der Ge-
nossenschaft beriihrt mit dreiviertel Mehrheit,

n)  Auflésung der Genossenschaft und ggf. Fortsetzung der Genossenschaft nach beschlossener

Auflésung mit dreiviertel Mehrheit.

3. Eine Mehrheit von neun Zehntel der giiltig abgegebenen Stimmen ist erforderlich fiir eine Anderung
der Satzung, durch die eine Verpflichtung der Mitglieder zur Inanspruchnahme von Einrichtungen
oder anderen Leistungen der Genossenschaft oder zur Leistung von Sachen oder Diensten eingefiihrt

oder erweitert wird.

§25
Abstimmungen und Wahlen

1. Abstimmungen und Wahlen werden mit Handzeichen oder mit Stimmzetteln durchgefiihrt. Sie miissen
durch Stimmzettel erfolgen, wenn der Vorstand, der Aufsichtsrat oder mindestens der vierte Teil der

bei der Beschlussfassung hieriiber giiltig abgegebenen Stimmen es verlangt.

2. Bei der Feststellung des Stimmenverhéltnisses werden nur die giiltig abgegebenen Ja- und Nein-Stim-
men gezéhlt; Stimmenthaltungen und ungiiltige Stimmen werden nicht beriicksichtigt. Bei Stimmen-
gleichheit gilt ein Antrag als abgelehnt; bei Wahlen entscheidet in diesen Féllen das Los. Fiir jeden zu

wihlenden Kandidaten kann jeweils nur eine Stimme abgegeben werden.

3. Wird eine Wahl mit Stimmzetteln durchgefiihrt, so hat jeder Wahlberechtigte so viele Stimmen wie
Mandate zu vergeben sind. Der Wahlberechtigte bezeichnet auf dem Stimmzettel die vorgeschlagenen
Kandidaten, denen er seine Stimme geben will. Gewéhlt sind die Kandidaten, die die meisten Stimmen

erhalten.
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4.

Wird eine Wahl mit Handzeichen durchgefiihrt, so ist fiir jedes zu vergebende Mandat ein besonderer
Wahlgang erforderlich. Gewihlt ist, wer mehr als die Hélfte der abgegebenen giiltigen Stimmen erhal-
ten hat. Erhélt kein Kandidat im ersten Wahlgang die erforderliche Mehrheit, so wird eine Stichwahl
zwischen jeweils den beiden Kandidaten durchgefiihrt, die die meisten Stimmen erhalten haben. In

diesem Fall ist der Kandidat gewéhlt, der die meisten Stimmen erhélt.

Der Gewihlte hat unverziiglich der Genossenschaft gegeniiber zu erkliren, ob er die Wahl annimmt.

§ 26
Auskunftsrecht

Jedem Mitglied ist auf Verlangen in der Generalversammlung Auskunft iiber Angelegenheiten der Ge-
nossenschaft zu geben, soweit es zur sachgeméfBen Beurteilung des Gegenstands der Tagesordnung er-

forderlich ist. Die Auskunft erteilt der Vorstand oder der Aufsichtsrat.

Die Auskunft darf verweigert werden, soweit

a) die Erteilung der Auskunft nach verniinftiger kaufménnischer Beurteilung geeignet ist, der Ge-
nossenschaft einen nicht unerheblichen Nachteil zuzufiigen, die sich insbesondere auf Einkaufs-
bedingungen oder Kalkulationsgrundlagen bezieht,

b)  die Fragen steuerliche Wertansétze oder die Hohe einzelner Steuern betreffen,

c) die Erteilung der Auskunft strafbar wére oder eine gesetzliche, satzungsmafige oder vertragli-
che Geheimhaltungspflicht verletzt wiirde,

d) das Auskunftsverlangen die personlichen oder geschéiftlichen Verhéltnisse eines Dritten betrifftt,

e) es sich um vertragliche Vereinbarungen mit Vorstandsmitgliedern oder Mitarbeitern der Genos-
senschaft handelt,

f) die Verlesung von Schriftstiicken zu einer unzumutbaren Verlédngerung der Generalversamm-

lung fithren wiirde.

§ 27
Versammlungsniederschrift

Die Beschliisse der Generalversammlung sind zu Beweiszwecken ordnungsgeméf zu protokollieren.
Dabei sollen Ort und Tag der Versammlung, Name des Versammlungsleiters sowie Art und Ergebnis
der Abstimmungen und die Feststellungen des Versammlungsleiters iiber die Beschlussfassung ange-
geben werden. Die Niederschrift muss von dem Versammlungsleiter und dem Schriftfiihrer unter-
schrieben werden; ihr sind die Belege iiber die Einberufung als Anlagen beizufiigen und ein Verzeich-
nis der erschienenen oder vertretenen Mitglieder und der Vertreter von Mitgliedern beizufiigen. Bei je-

dem erschienenen oder vertretenen Mitglied ist dessen Stimmenzahl zu vermerken.
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2. Die Niederschrift ist mit den dazugehérenden Anlagen aufzubewahren. Die Einsichtnahme ist jedem

Mitglied der Genossenschaft zu gestatten.

IV.
Eigenkapital und Haftung

§ 28
Geschiftsanteil/Geschiftsguthaben/Ubertragung/Mindestkapital

1. Der Geschiftsanteil betrdgt 500,00 Euro. Er ist sofort nach Eintragung in die Mitgliederliste voll ein-

zuzahlen. Die Einzahlungen bilden das Geschiftsguthaben.

2. Ein Mitglied muss sich mit mindestens 1 und kann sich mit bis zu 99 weiteren Geschéftsanteilen betei-

ligen.

3. Ein Mitglied kann jederzeit, auch im Laufe des Geschéftsjahres, sein Geschéftsguthaben durch schrift-
lichen Vertrag auf einen anderen iibertragen und hierdurch aus der Genossenschaft ohne Auseinander-
setzung ausscheiden, sofern der Erwerber bereits Mitglied ist oder Mitglied wird. Die Ubertragung des
Geschiftsguthabens ist nur zuldssig, wenn mit der Zuschreibung des Geschéftsguthabens des Verduf3e-
rers der Gesamtbetrag der Geschéftsanteile, mit denen der Erwerber beteiligt ist oder sich beteiligt,

nicht tiberschritten wird.

4. Ein Mitglied kann sein Geschiftsguthaben, ohne aus der Genossenschaft auszuscheiden, teilweise

iibertragen und damit die Anzahl seiner Geschéftsanteile verringern. Abs. 3 gilt entsprechend.

5. Das Mindestkapital der Genossenschaft, das durch Riickzahlungen eines Auseinandersetzungsgutha-
bens an ausgeschiedene Mitglieder oder durch Kiindigung einzelner Anteile nicht unterschritten wer-

den darf betrdgt 100.000,-- EUR

§ 29
Gesetzliche Rucklage

1. Die gesetzliche Riicklage dient zur Deckung von Bilanzverlusten. Sie wird gebildet durch eine jéhrli-
che Zuweisung von mindestens 1 Prozent des Jahresiiberschusses zuziiglich eines eventuellen Ge-
winnvortrags bzw. abziiglich eines eventuellen Verlustvortrags solange die Riicklage 1 Prozent der Bi-

lanzsumme nicht erreicht.

2. Uber die Verwendung der gesetzlichen Riicklage beschlieBt die Generalversammlung.
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§ 30
Andere Riicklagen

1. Neben der gesetzlichen kann eine andere Ergebnisriicklage gebildet werden iiber deren Dotierung die
Generalversammlung beschlieft. Uber ihre Verwendung beschlieBen Vorstand und Aufsichtsrat in ge-

meinsamer Sitzung.

2. Werden Eintrittsgelder, Bauzuschiisse oder ein Agio erhoben, so sind sie einer zu bildenden Kapital-
riicklage zuzuweisen. Uber ihre Verwendung beschlieBen Vorstand und Aufsichtsrat in gemeinsamer

Sitzung.

§ 31
Haftung der Mitglieder und Nachschusspflicht

Die Nachschusspflicht der Mitglieder ist ausgeschlossen. Fiir die Verbindlichkeiten der Genossen-

schaft haftet nur das Genossenschaftsvermogen.

V.
Rechnungswesen

§ 32
Geschaftsjahr und Jahresabschluss

1. Das Geschiéftsjahr der Genossenschaft beginnt am 01.01. und endet am 31.12.

2. Der Vorstand hat innerhalb von fiinf Monaten nach Ende des Geschiftsjahres den Jahresabschluss fiir
das vergangene Geschéftsjahr aufzustellen und diesen unverziiglich dem Aufsichtsrat und sodann mit

dessen Bemerkungen der Generalversammlung zur Feststellung des Jahresabschlusses vorzulegen.

3. Der Jahresabschluss nebst dem Bericht des Aufsichtsrats sollen mindestens eine Woche vor der Gene-
ralversammlung in den Geschéftsrdumen der Genossenschaft oder an einer anderen bekannt zu ma-

chenden Stelle zur Einsicht der Mitglieder ausgelegt oder ihnen sonst zur Kenntnis gebracht werden.

4, Der Bericht des Aufsichtsrats iiber seine Priifung des Jahresabschlusses ist der ordentlichen General-

versammlung zu erstatten.
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§33
Verwendung des Jahresergebnisses

1. Uber die Verwendung des Jahresiiberschusses oder die Deckung eines Jahresfehlbetrages beschlieft

die Generalversammlung.

2. Der Jahresiiberschuss kann, soweit er nicht der gesetzlichen (§ 29) oder anderen Ergebnisriicklagen (§
30) zugefiihrt oder zu anderen Zwecken verwendet wird, an die Mitglieder nach dem Verhiltnis ihrer
Geschiftsguthaben am Schluss des vorhergegangenen Geschéftsjahres verteilt werden. Bei der Ge-
winnverteilung sind zusétzlich die im abgelaufenen Geschiftsjahr auf den Geschéftsanteil geleisteten
Einzahlungen vom ersten Tag des auf die Einzahlung folgenden Kalendervierteljahres an zu beriick-

sichtigen.

3. Soweit ein Jahresfehlbetrag nicht auf neue Rechnung vorgetragen oder durch Heranziehung der ande-
ren Ergebnisriicklagen gedeckt wird, ist er durch die gesetzliche Riicklage oder durch Abschreibung
von den Geschéftsguthaben der Mitglieder oder der Auseinandersetzungsguthaben der ausgeschiede-

nen Mitglieder oder durch diese Maflnahmen zugleich zu decken.

4, Werden die Geschéiftsguthaben oder die Auseinandersetzungsguthaben zur Verlustdeckung herangezo-
gen, so wird der auf das einzelne Mitglied entfallende Verlustanteil nach dem Verhéltnis der {ibernom-
menen oder der satzungsgeméil zu iibernehmenden Geschiftsanteile aller Mitglieder bei Beginn des

Geschiftsjahres, in dem der Verlust entstanden ist, berechnet.

VL.

§ 34
Liquidation

Nach der Auflosung erfolgt die Liquidation der Genossenschaft. Fiir die Verteilung des Vermogens
der Genossenschaft ist das Gesetz mit der MaBgabe anzuwenden, dass Uberschiisse nach dem Verhilt-

nis der Geschéftsguthaben an die Mitglieder verteilt werden.
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VILI.

§ 35
Bekanntmachungen

1. Die Bekanntmachungen der Genossenschaft werden in den gesetzlich vorgesehenen Féllen unter ihrer

Firma im ,,Profil — Das bayerische Genossenschaftsblatt™ veroffentlicht.

Der Jahresabschluss und die in diesem Zusammenhang offenzulegenden Unterlagen werden soweit
gesetzlich vorgeschrieben im elektronischen Bundesanzeiger unter der Firma der Genossenschaft be-

kannt gemacht.

2. Bei der Bekanntmachung sind die Namen der Personen anzugeben, von denen sie ausgeht.

Heilsbronn, 12. August 2008

Seite: 21



	I.
Firma, Sitz, Zweck und Gegenstand des Unternehmens
	§ 1
Firma und Sitz
	§ 2
Zweck und Gegenstand

	II.
Mitgliedschaft
	§ 3
Erwerb der Mitgliedschaft
	§ 4
Beendigung der Mitgliedschaft
	§ 5
Kündigung
	§ 6
Ausscheiden durch Tod
	§ 7
Auflösung einer juristischen Person oder einer Personengesellschaft
	§ 8
Ausschluss
	§ 9
Auseinandersetzung nach dem Ausscheiden
	§ 10
Rechte der Mitglieder
	§ 11
Pflichten der Mitglieder

	III.
Organe der Genossenschaft
	§ 12
Die Organe der Genossenschaft sind:

	A.
Der Vorstand
	§ 13
Leitung und Vertretung der Genossenschaft
	§ 14
Aufgaben und Pflichten des Vorstands
	§ 15
Zusammensetzung und Dienstverhältnis
	§ 16
Willensbildung

	B.
Der Aufsichtsrat
	§ 17
Aufgaben und Pflichten des Aufsichtsrats
	§ 18
Zusammensetzung und Wahl des Aufsichtsrats
	§ 19
Konstituierung, Beschlussfassung

	C.
Die Generalversammlung
	§ 20
Ausübung der Mitgliedsrechte
	§ 21
Frist und Tagungsort
	§ 22
Einberufung und Tagesordnung
	§ 23
Versammlungsleitung, Prüfungsverband
	§ 24
Gegenstände der Beschlussfassung
	§ 25
Abstimmungen und Wahlen
	§ 26
Auskunftsrecht
	§ 27
Versammlungsniederschrift

	IV.
Eigenkapital und Haftung
	§ 28
Geschäftsanteil/Geschäftsguthaben/Übertragung/Mindestkapital 
	§ 29
Gesetzliche Rücklage
	§ 30
Andere Rücklagen
	§ 31
Haftung der Mitglieder und Nachschusspflicht

	V.
Rechnungswesen
	§ 32
Geschäftsjahr und Jahresabschluss
	§ 33
Verwendung des Jahresergebnisses

	VI.
	§ 34
Liquidation

	VII.
	§ 35
Bekanntmachungen


